jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE Bvwg Erkenntnis 2015/3/9 W176
2014889-1

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 09.03.2015

Entscheidungsdatum

09.03.2015
Norm

B-VG Art.133 Abs4

GEG 89 Abs2

VWGVG §28 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 glltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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GEG 8 9 heute

GEG § 9 glltig ab 01.10.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 62/2026

GEG § 9 glltig von 01.05.2022 bis 30.09.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 61/2022
GEG § 9 glltig von 01.07.2018 bis 30.04.2022 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 59/2017
GEG § 9 glltig von 01.01.2017 bis 30.06.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2016
GEG § 9 glltig von 01.07.2015 bis 31.12.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 19/2015
GEG § 9 glltig von 14.01.2015 bis 30.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 19/2015
GEG § 9 glltig von 01.01.2014 bis 13.01.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 190/2013
GEG 8 9 gultig von 01.03.2006 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 8/2006
GEG § 9 glltig von 01.01.2002 bis 28.02.2006 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 131/2001
. GEG 89 gultig von 01.01.2001 bis 31.12.2001 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 26/2000

. GEG § 9 giltig von 01.01.1998 bis 31.12.2000 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 140/1997
GEG 8 9 gultig von 01.01.1985 bis 31.12.1997 zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 501/1984
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. VWGVG § 28 heute
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2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W176 2014889-1/6E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. NEWALD Uber die Beschwerde von XXXX, gegen den
Bescheid des Prasidenten des Oberlandesgerichtes Wien vom 14.11.2014, ZI. Jv 56010-33a/14, wegen
Gerichtsgebuhren zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. NEWALD Uber die
Beschwerde von rémisch 40, gegen den Bescheid des Prasidenten des Oberlandesgerichtes Wien vom 14.11.2014, ZI.
Jv 56010-33a/14, wegen Gerichtsgebuhren zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemald § 28 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, BGBI. | Nr. 33/2013 (VWGVG), iVm § 9
Abs. 2 Gerichtliches Einbringungsgesetz, BGBI. Nr. 288/1962 (GEG), abgewiesen.Die Beschwerde wird gemaf Paragraph
28, Absatz 2, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, (VWGVG), in
Verbindung mit Paragraph 9, Absatz 2, Gerichtliches Einbringungsgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 288 aus 1962, (GEG),
abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz,BGBI. Nr. 1/1930 (B-VG), nicht zulassigDie Revision
ist gemal Artikel 133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930, (B-VG), nicht zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Dem Beschwerdefihrer wurden in einem vor dem Bezirksgericht XXXX geflhrten Verfahren (betreffend
Unterhaltsvorschussgesetz) Gerichtsgebihren in Hohe von EUR 788,-- vorgeschrieben.1. Dem Beschwerdefuhrer
wurden in einem vor dem Bezirksgericht romisch 40 gefihrten Verfahren (betreffend Unterhaltsvorschussgesetz)
Gerichtsgebuhren in Héhe von EUR 788,-- vorgeschrieben.

2. Mit Schriftsatz vom 27.10.2014 ersuchte der Beschwerdefiihrer darum, ihm diese GebUhren zu erlassen, weil er sich
derzeit in Haft befinde und lediglich ein Einkommen von EUR 90,-- habe.

3. Aus einer vom Prasidenten des Oberlandesgerichts Wien am 06.11.2014 eingeholten Vollzugsinformation ergibt sich,
dass der - am XXXX geborene - Beschwerdefuhrer (nach derzeitigem Stand) am 17.01.2018 aus der Haft entlassen
werden wird.3. Aus einer vom Prasidenten des Oberlandesgerichts Wien am 06.11.2014 eingeholten
Vollzugsinformation ergibt sich, dass der - am romisch 40 geborene - Beschwerdefihrer (nach derzeitigem Stand) am
17.01.2018 aus der Haft entlassen werden wird.

4. Mit dem angefochtenen Bescheid gab der Prasident des Oberlandesgerichtes Wien dem Antrag des
Beschwerdefiihrers auf Nachlass der geschuldeten Gerichtsgebihren gemald 8 9 Abs. 2 GEG nicht statt. Begrundend
wurde ausgefiihrt, dass die einen Nachlass rechtfertigende besondere Harte voraussetze, dass wirtschaftliche
Schwierigkeiten nicht blofl3 vorubergehend bestehen, sondern dass mit einer Besserung auf Dauer nicht gerechnet
werden koénne. Es kdénne nicht davon ausgegangen werden, dass sich die wirtschaftlichen Verhdltnisse des
Beschwerdefihrers, bei dem als "vorldufiger Entlassungstermin” gemal § 46 StGB der 17.09.2015 vorgemerkt sei, in
Zukunft keinesfalls mehr verandern kénnen.4. Mit dem angefochtenen Bescheid gab der Prasident des
Oberlandesgerichtes Wien dem Antrag des Beschwerdeflhrers auf Nachlass der geschuldeten Gerichtsgebuhren
gemal’ Paragraph 9, Absatz 2, GEG nicht statt. Begriindend wurde ausgefuhrt, dass die einen Nachlass rechtfertigende
besondere Harte voraussetze, dass wirtschaftliche Schwierigkeiten nicht blof3 vortibergehend bestehen, sondern dass
mit einer Besserung auf Dauer nicht gerechnet werden kénne. Es kdnne nicht davon ausgegangen werden, dass sich
die wirtschaftlichen Verhdltnisse des Beschwerdeflihrers, bei dem als "vorlaufiger Entlassungstermin" gemal
Paragraph 46, StGB der 17.09.2015 vorgemerkt sei, in Zukunft keinesfalls mehr verandern kénnen.
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5. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer binnen offener Frist Beschwerde, wobei er im Wesentlichen
Folgendes ausfuhrte:

Bezlglich der Information, dass als vorlaufiger Entlassungstermin der 17.09.2015 vorgemerkt sei, bitte er, dies auch
der Justizanstalt, in der er einsitze, mitzuteilen. Weiters brachte er der Sache nach vor, er kdnne nicht nachvollziehen,
dass sich seine wirtschaftliche Lage (bloB) in Hinblick auf den vorgemerkten Entlassungstermin zum Positiven

verandern werde.

6. Eine Anfrage an das Strafregister am 03.03.2015 ergab, dass der Beschwerdefihrer am 09.11.2007 (rechtskraftig) zu
einer funfjahrigen Freiheitsstrafe verurteilt wurde. Aus dieser wurde er am 01.10.2009 fur eine Probezeit von drei
Jahren entlassen. Diese bedingte Entlassung aus der Freiheitsstrafe wurde am 03.08.2011 widerrufen, wobei er
zugleich (rechtskraftig) zu einer dreijahrigen Freiheitsstrafe verurteilt wurde. Zuletzt wurde der Beschwerdeflhrer am

08.04.2014 (rechtskraftig) zu einer Freiheitsstrafe von 18 Monaten verurteilt.

IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Der BeschwerdefUhrer ist verpflichtet, Gerichtsgebihren in der Hohe von EUR 788,- zu zahlen.

1.2. Der Beschwerdefuhrer verbuf3t Haftstrafen (siehe Punkt 1.6), aus denen sich der 17.01.2018 als vorlaufiger
Entlassungstermin ergibt. Zu diesem Zeitpunkt wird der Beschwerdeflhrer 43 Jahre alt sein.1.2. Der Beschwerdeflhrer
verblfRt Haftstrafen (siehe Punkt rémisch eins.6), aus denen sich der 17.01.2018 als vorlaufiger Entlassungstermin
ergibt. Zu diesem Zeitpunkt wird der Beschwerdefuhrer 43 Jahre alt sein.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen zur Zahlungspflicht sowie zum Zeitpunkt der Entlassung aus der Haft ergeben sich aus den von der
belangten Behorde vorgelegten Verwaltungsunterlagen. Die Feststellungen zum Alter des Beschwerdefuhrers sowie
zur Dauer der von ihm zu verbifRRenden Freiheitsstrafen basieren auf der Vollzugsinformation vom 06.11.2014 und
dem am 03.03.2015 eingeholten Strafregisterauszug, dem im Ubrigen keine neuerliche Verurteilung des

Beschwerdefliihrers zu entnehmen ist.
3. Rechtliche Beurteilung:

3.1.1. GemaR 8 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz, BGBI. | Nr. 10/2013 (BVwWGG), entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist. Mangels einfachgesetzlicher materienspezifischer Sonderregelung liegt gegenstandlich
Einzelrichterzustandigkeit vor.3.1.1. GemaR Paragraph 6, Bundesverwaltungsgerichtsgesetz, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 10 aus 2013, (BVwWGG), entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes-
oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels einfachgesetzlicher materienspezifischer

Sonderregelung liegt gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit vor.

3.1.2. Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte tber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.3.1.2. Gemal? Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VWGVG geregelt (8 1
leg.cit.). Gemal3 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme
des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwWGVG geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemal} Paragraph 58, Absatz 2,
VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal? Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991,
BGBI. 51/1991 (AVG) mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung
BGBI. Nr. 194/1961 (BAO), des  AgrarverfahrensgesetzesBGBI. Nr. 173/1950 (AgrVG), und des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 BGBI. Nr. 29/1984 (DVG), und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in dem Verfahren vor dem
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Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.Gemal3 Paragraph
17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991,
Bundesgesetzblatt 51 aus 1991, (AVG) mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961, (BAO), des Agrarverfahrensgesetzes
Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950, (AgrVG), und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 Bundesgesetzblatt Nr. 29
aus 1984, (DVG), und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen
sinngemal anzuwenden, die die Behorde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gem. Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des mafgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnisverbunden ist. 3.2. Zu Spruchpunkt A).Gemal} Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG hat das
Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gem. Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn der maf3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen Sachverhalts durch
das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnisverbunden ist. 3.2. Zu Spruchpunkt A):

3.2.1.1. GemaR § 9 Abs. 2 GEG kénnen GebUhren und Kosten auf Antrag nachgelassen werden, wenn die Einbringung
mit besonderer Harte fur den Zahlungspflichtigen verbunden ware oder wenn der Nachlass im 6ffentlichen Interesse
gelegen ist. Gemal § 9 Abs. 4 GEG entscheidet Uber solche Antrége der Prasident des Oberlandesgerichtes Wien im
Justizverwaltungsverfahren durch Bescheid.3.2.1.1. GemaR Paragraph 9, Absatz 2, GEG kdnnen Gebulhren und Kosten
auf Antrag nachgelassen werden, wenn die Einbringung mit besonderer Harte fir den Zahlungspflichtigen verbunden
ware oder wenn der Nachlass im &ffentlichen Interesse gelegen ist. Gemald Paragraph 9, Absatz 4, GEG entscheidet
Uber solche Antrage der Prasident des Oberlandesgerichtes Wien im Justizverwaltungsverfahren durch Bescheid.

3.2.1.2. Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist es in einem Verfahren Uber den
Nachlass von Gerichtsgeblhren Sache des Antragstellers, einwandfrei und unter Ausschluss jeglichen Zweifels das
Vorliegen aller jener Umstande darzutun, auf die der Nachlass gestiutzt werden kann. Im Nachsichtverfahren trifft den
Antragsteller somit eine erhdhte Mitwirkungspflicht (VwWGH 29.06.2006, 2006/16/0021 mwN; vgl. auch VwGH
29.04.2013,2010/16/0182). Ohne substanzielles Vorbringen zur voraussichtlichen wirtschaftlichen Situation nach Ende
der Strafhaft und einer dann beengten wirtschaftlichen Lage ist die Behdrde nicht verhalten, diesbezlgliche
Ermittlungen anzustellen (VwWGH 29.04.2013,2010/16/0182).3.2.1.2. Nach der standigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ist es in einem Verfahren Gber den Nachlass von Gerichtsgebihren Sache des Antragstellers,
einwandfrei und unter Ausschluss jeglichen Zweifels das Vorliegen aller jener Umstande darzutun, auf die der Nachlass
gestutzt werden kann. Im Nachsichtverfahren trifft den Antragsteller somit eine erhdhte Mitwirkungspflicht (VwGH
29.06.2006, 2006/16/0021 mwN; vergleiche auch VwGH 29.04.2013,2010/16/0182). Ohne substanzielles Vorbringen
zur voraussichtlichen wirtschaftlichen Situation nach Ende der Strafhaft und einer dann beengten wirtschaftlichen Lage
ist die Behdrde nicht verhalten, diesbezlgliche Ermittlungen anzustellen (VwGH 29.04.2013, 2010/16/0182).

Die Gewahrung eines Nachlasses nach8& 9 Abs. 2 GEG setzt voraus, dass sowohl die Entrichtung zu einem spateren
Zeitpunkt als auch die Entrichtung in - allenfalls sehr kleinen - Monatsraten noch immer eine besondere Harte
darstellen wurde, sodass nur mehr die endglltige Erlassung die Harte beseitigt. Wirtschaftliche Schwierigkeiten
vorUubergehender Natur rechtfertigen zwar eine Stundung (Ratengewahrung), aber keinen Nachlass (VwGH 18.09.2007,
2007/16/0144 mwN). Besondere Harte liegt nicht vor, wenn die wirtschaftlichen Schwierigkeiten voribergehender
Natur sind (VwGH 29.04.2013, 2010/16/0182; 27.11.2008,2007/16/0009).Die Gewdhrung eines Nachlasses nach
Paragraph 9, Absatz 2, GEG setzt voraus, dass sowohl die Entrichtung zu einem spateren Zeitpunkt als auch die
Entrichtung in - allenfalls sehr kleinen - Monatsraten noch immer eine besondere Harte darstellen wirde, sodass nur
mehr die endglltige Erlassung die Harte beseitigt. Wirtschaftliche Schwierigkeiten vortbergehender Natur
rechtfertigen zwar eine Stundung (Ratengewahrung), aber keinen Nachlass (VwGH 18.09.2007, 2007/16/0144 mwN).
Besondere Harte liegt nicht vor, wenn die wirtschaftlichen Schwierigkeiten vortbergehender Natur sind (VWGH
29.04.2013, 2010/16/0182; 27.11.2008, 2007/16/0009).

3.2.2. Aus nachstehenden Grunden ist dem angefochtenen Bescheid eine Rechtswidrigkeit iSd Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
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nicht anzulasten:3.2.2. Aus nachstehenden Griinden ist dem angefochtenen Bescheid eine Rechtswidrigkeit iSd Artikel

130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG nicht anzulasten:

Zum einen ist die belangte Behorde im gegenstandlichen Fall zu Recht davon ausgegangen, dass eine Anderung der
wirtschaftlichen Verhaltnisse nicht ausgeschlossen ist. Zum Zeitpunkt seiner Entlassung ist der (dann 43-jahrige)
Beschwerdefiihrer in einem arbeitsfahigen Alter. Auch sind seine Ausfihrungen nicht geeignet darzutun, dass die
Annahme eines Bestehens der Moglichkeit, dass sich seine wirtschaftliche Situation in Zukunft verbessern werde,
unrichtig ist.

Zum anderen kann nicht gesagt werden, dass die Entrichtung in - allenfalls sehr kleinen - Monatsraten noch immer
eine besondere Harte darstellen wiirde.

Das Bundesverwaltungsgericht trifft seine Entscheidung weiters vor dem Hintergrund, dass an der Einhebung von
Abgaben ein Offentliches Interesse besteht, weil ohne sie dem Staat die Mittel zur Erfullung seiner Aufgaben fehlen
wulrden (Wais/Dokalik, Gerichtsgebihren10 & 9 GEG E 106). Ein Nachlass kann somit nur bei tatsachlichem Vorliegen
einer vom Antragsteller belegten besonderen Harte gewahrt werden. Aus der Formulierung "besonderer Harte" ist
ersichtlich, dass es sich um Ausnahmefalle handeln muss und nicht bereits eine voraussichtliche allgemeine schlechte
wirtschaftliche Lage zu einem Nachlass berechtigt. In diesem Zusammenhang ist auch anzumerken, dass es einem
Gebuhrenschuldner zumutbar ist, aktiv an der Verbesserung seiner wirtschaftlichen Situation zu arbeiten und er
hierbei ein ernsthaftes Bemihen an den Tag legen muss. Vor diesem Hintergrund ist im gegenstandlichen Fall davon
auszugehen, dass es dem Beschwerdefihrer grundsatzlich méglich ist, nach Beendigung der Haft seine
GebUhrenschuld zu begleichen. Ein dauerhafter Nachlass - wie gegenstandlich beantragt - kann somit nicht gewahrt
werden.Das Bundesverwaltungsgericht trifft seine Entscheidung weiters vor dem Hintergrund, dass an der Einhebung
von Abgaben ein 6ffentliches Interesse besteht, weil ohne sie dem Staat die Mittel zur Erfillung seiner Aufgaben fehlen
wurden (Wais/Dokalik, Gerichtsgebihren10 Paragraph 9, GEG E 106). Ein Nachlass kann somit nur bei tatsachlichem
Vorliegen einer vom Antragsteller belegten besonderen Harte gewahrt werden. Aus der Formulierung "besonderer
Harte" ist ersichtlich, dass es sich um Ausnahmefalle handeln muss und nicht bereits eine voraussichtliche allgemeine
schlechte wirtschaftliche Lage zu einem Nachlass berechtigt. In diesem Zusammenhang ist auch anzumerken, dass es
einem GebUhrenschuldner zumutbar ist, aktiv an der Verbesserung seiner wirtschaftlichen Situation zu arbeiten und
er hierbei ein ernsthaftes Bemihen an den Tag legen muss. Vor diesem Hintergrund ist im gegenstandlichen Fall
davon auszugehen, dass es dem Beschwerdefiihrer grundsatzlich moglich ist, nach Beendigung der Haft seine
Gebuhrenschuld zu begleichen. Ein dauerhafter Nachlass - wie gegenstandlich beantragt - kann somit nicht gewahrt

werden.
Die Beschwerde war daher spruchgemal abzuweisen.
3.3. Zu Spruchpunkt B):

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Iésenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemal Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Die gegenstandliche Entscheidung weicht nicht von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab,
weil bereits in vergleichbaren Fallen (Haftstrafe) die Versagung des Nachlass der GebUhrenschuld gemal3 § 9 Abs. 2
GEG als nicht rechtswidrig erkannt wurde (vgl. VwGH 29.04.2013,2010/16/0182; 18.09.2007, 2007/16/0144; 29.06.2006,
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2006/16/0021).Die gegenstandliche Entscheidung weicht nicht von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, weil bereits in vergleichbaren Fallen (Haftstrafe) die Versagung des Nachlass der
Gebuhrenschuld gemal Paragraph 9, Absatz 2, GEG als nicht rechtswidrig erkannt wurde vergleiche VwGH 29.04.2013,
2010/16/0182; 18.09.2007, 2007/16/0144; 29.06.2006, 2006/16/0021).

Es war somit insgesamt spruchgemaf? zu entscheiden.
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